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S chlus sb e r i cht der Ri e he ne r Aut o no mi e ko mmi s s i o n

<<Die Gemeinde ist heute
nicht mehr, was sie 1970 wan>
-bb- Die seit 1970 bestehende Riehener Autonomiekommission hat nach 23

Jahren ihre Arbeit zu einem Abschluss gebracht. Die Riehener Autonomiebe-
strebungen sind damit zu einem Marschhalt gelangt. Der Gemeinderat stellte
den Schlussbericht der Kommission für die Erweiterung der Gemeindeautono-
mie an einer Medienorientierung am I)ienstag im Gemeindehâus vor.

Gemeindepräsident Gerha¡d Kauf-
mann, flankiert von Gemeinderätin Ma-
deleine von Wolff und von den Gemein-
deräten Martin Christ, Reinhard Soder
und Fritz Weissenberger, legte am

:Dienstag Rechenschaft ab über die Au-
tonomiebêmühungen der Gemeinde
Riehen während der letzten 23 Jahre-
Die Bilanz töne zunächst nicht sþekta-.
kulär, sei aber für die beiden Gemèinden
Riehen und Bettingen von grosser Be-
deutung. Die Gemeinde Riehen sei heu-
te als Körperschaft nicht mehr das,.was
sie 1970 gewesen sei. Der Schlussbe-

- richt der Kommission für die Erweite-
rung der Gemeindeautonomie, kurz Au-
tonomiekommission genannt" und die
Beantwortung des Anzuges von Michael
RaitÌr (VEV/) und Cons. betrqfferid Aus-.
arbeitung eines Autonomieleitbildes sei-
en zwei wichtige Etappen im Zùsam-
mqnhang mit den Riehener Autonomie-
tÈstrebungen. Damit werde die Erhal-

' tung und der Ausbau der Gemeindeauto-
nomie zu einer Daueraufgabe für den
Gemeinderat. Die Riehen-ér Exekutive
werde kantonale Gesetzesänderungen
und Gesetzesnovellen dnter dem nspãtt
der Autonomieerweiterung prüfen und
beurteilen und die entsprechenden AR-

''ttjige im Rahmen der Vemehmlassungs-
verfahren einbringen, so Gerhard Kauf-
mann an der Medienorientierung.

Ohne Wiedervereinigung weniger
Autonomie
Wäre die V/iedervereinigung von'Ba-'

' sel-Stadt und Basel-Landschafi im ¡ahre
1969 zusta¡degekommen, so hätten'die"
beiden baselstädtischen Landgemeiitden
Riehen und Bettingen mit einem Schlag
eine Reihe von neuen Aufgaben und
Kompetenzen erhalten. Sie hätten damit
ihre im Laufe derJahrzehnte verlorenge-
gangene Autonomie wiedererlangt'und
innerhalb des föderalistischen Gefüges
unseres Bundesstaates die èiner schwei-
zerischen Durchschnittsgemeinde ent-
sprechende Position eingenommen. Diq
Gründe, weshalb die baselstädtischen
Gemeinden - eingeschlossen die Stadt-.
gemeinde Basel - seit der Kantonstren-:
'nung von 1833 ihre Selbständigkeit suk-,
zèssive abgebaut oder ganz eingebü.{st
haben, sind mannigfaltig: dies hier d*j
zustellen, würde den Rahmen diesès
Beitrages sprengen.

Trotz des Scheiterns der Wiederverei-
nigung hatte der vorausgegangene Ge-
setzgebungsprozess den baselstädti-
schen Gemeindevertretem bewusst ge-
macht, was unter einer autonomen Ger
meinde zu verstehen ist. Der im März
1970 neu gewählte Riehener Gemeinde;
rat war sich bald einmal einig, die Fragd
der Gemeindeautonomie grundsätzlich
anzugehen, Mit Beschluss vom 20. Mai
1970 setzte er deshalb eine aus Mitglie-
dem des Gemeinderates und des Weite-
ren Gemeinderates (heute Einwohnerra-
tes) gebildeæ Kommission ein.

Gemeindeautonomie als
verfassungsmässiges Recht
Mit dem Begriff Föderalismus (Stre-

ben nach Selbständigkeit der Teile im
Ganzen) verbindet,sich hierzulande die
Vorstellung einer aufdie drei sich üòer-
lagernden Gebietskörperschaften Bund,
Kanton und Gemeinden verteilten Ent-

scheidungs- und Vollzugsgewalt. Ob-
wohl dem so ist, erwähnt die Bundesver-
fassung die Gemeindeautonomie mit
keinem Wort. Es gehört eben zum We-
sen des Bundesstaates; den einzelnen
Bundesgliedem, d.h. den Kantonen, bei
der Ausgestaltung ihrer Verfàssungeri
einen möglichst grossen Freiraum zu
lassen. Von diesem Freiraum haben die
Kantone sehr unterschiedlich Gebrauch
gemacht. Es gibt Kantone, die ihre Ge-
meinden an einer recht kurzen Leine
halten. Andere wiederum lassen den Ge.
meinden eine extrem grosse Entschei-
dungsfreiheit, wobei anzufügen ist, dass
diese Entscheidungsfreiheit óftmals nur
theoretischer Natur ist, nämlich dann,
wenn die finanzielle Basis fehlt, diese zu
nutzen.

Trotz des Fehlens einer positiven Be-
stimmung in der Bundesverfassung hat
das Bundesgericht in seiner Rechtsspre-
chung die Gemeindeautonomie als ver-
fassungsmässiges Recht anerkannt und
entsprechend geschäøt. Der Rechts-
sprechung' des hoÕhsten. Gerichtes.'hat
die Expertenkommission für die Vorbe-
reitung einer Totalrevision der Búndes-
yerfassung 'in ihrem erlãutemden. Be-.-
richt von 1977 wie folgt Rechfiun!:ge-Itragen: .. - :;... t::

<<Die Eidgenossenschaft wird i¡i Ãitï
kel I des Verfassungsentwurîçp (,VE)
zum Bundesstaat erkldrt. Es ist eine of-
fensichtliche Folge ihrer föderalisti-
schen Struktur, dass die Kantone ihre
Oiganisatíon frei gestalten können. Sie
können einerseits den Gemeinden weit-
reichende Autononiie einrdumen, ande.-
rerseits- auf die B ildüng' oder :Beib¿tial.:

tung von Gemeinden- in der Ausnqbme-
situation zum Beispiel kleiner Staàtknn-
tone - überhaupt verzichten. Qie Kom-
mission entschloss sich naeh langen
Diskassionen, die Gemeinden, þdoch
nicht die Regíonen, im Verfassungstext
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Gemeindeautonomie:
Der Gemeinderat zieht Bilanz
aufscheinen zu lassen. Gemriss Artikel
40 Absatz 2 VE bestimmen die Kantone
die Aufgaben der Gemeinden und den
Umfang der Gemeindeautonomie. Mit
dieser Bestimmung soll die totalrevi-
dierte Bundesverfassung ausdrücken,
dass der schweizerische Bundesstaat
nicht auf zweì, sondern auf dreí und aus-
nahmsweise sogar auf vier Ebenen
wirkt. Die Gemeinden gehören heute
ebenso wie die Kantone selbst zur Sub-
stanz des schweizerischen Bundesstaa-
tes. Die Schöpfer dér Bundèsverfassun-
gen von 1848 und 1874 verzichteten be-
wussÍ darauf die Gemeinden als Pfeiler
der Staatsordnung anzuerkennen und zu
sichern - zu sehr galtèn sie als Besta.nd-
teile kantonaler Staatlichkeit, und zu
sorgsam achtereñ die K¡tntone auf die
Wahrung ihrer Orgaiisationshoheit.
Das Bundesgericht hat seither freilich
die Autonomie und ein Bestandesrecht
der Gemeinden als verfos sungsmrissige
Rechte anerkannt und sie damit in den
Rang ungeschriebener Grundsätze der
Bundesverfassung erhobqn. Die Kom-
mission nahm den Grùndsatz der kanto-
nalen Organisationshoheit als Aus-
gangspunkt an, unterstrích aber mit ih-
rer Formulierung zugleich, dass die Ge-
meinden weiterhin eihe unverzichtbare
E bene schw e ize risc he r'Staat tic hke i t bit -
den sollten, und dass ihnen-daher eine je
nach Kanton grössere oder geringere
Autonomie zukommen salle., D iese Auto-
nomie geniesst den Schutz der Verfas-
sung (Art. 109 Abs. I lir. c VE).,¿

Arbeit der Autonomiekommission
Am 28. Oktober 1970 nahin die vom

Riehener Gemeinderat eingesetzte Au-
tonomiekommission unter dem Vorsitz
von Hans Dressler ihre'Beratungen auf.
Zunãchst erstellte die Kommission ei-
nen Katalog typischei Gemeindeaufga-
ben. Einig vùar sich die Kommission,
dass angesichts der speziellen Gemein-
dekonsællation im Kánton Basel-Stadt -
faktische Nichtexistenz der Stadtge-
meinde Basel und weitgehende
Deckungsgleichheit von Kantonshaupt
stadt und Kanton ; nur ein pragmati-
sches Vorgehen zu Ergebnissen führen
konnte. Rücksicht ,zu,nehmen wai auch
auf die, gêmessen an, de¡ Einwohner-
zahl, zwanzigfach kleinere Schwester-
gemeinde Bettingen. Die Autonomie-
kommission war siÇh im klaren darüber:
Aussicht auf Erfolg konnten die Riehe-
ner Autonomiebestrebungen nur dann
haben, wenn Bettingen mitzog.

In einer ersten P hase (Ianuar I 97 I bis
Juni 1973) befasste sich die Kommissi-
on mit dem Bau- und Planungswesen
(Hochbauængesetz, Baupolizeiverord-
nung, Bodenordnungsmassnahmen,
Strassengesetz), den ,auf dem Zivilge-
setzbuch gründenden Vollzugsaufgaben
(Zivilstandswesen, Grundbuch. Han-
delsregister, Güterrechtsregister, Betrei-
bungs- und Konkurswesen, Erb-
schaftsamt, Vormundschaftswesen),' der
Einwohnerkontrolle, dem Denkmal-
schqtzgesetz und dem Fürsorgewesen.
Die Kenntnisse der Kommission wurden
vertieft durch zahlreiche Hearings mit
Chefbeamten und Exponenten basel-
landschaftlicher Vorortsgemeinden. Ab
dem Frühjahr 1972 erhielt die Kommis-
sion zusätzliche Impulse durch die ein-
setzenden Beratungen einer kantonalen
Autonomiekommission.

In einer zweíten Phase (August 1973
bis Januar 1975) erstellte die Kommissi-
on ein Autonomieleitbild. Im Zuge die-
ser Beratungen wurden weitere Aufga-

bengebiete', çiner: Beurtejlung unterzo-
gen, so zum, Beispiel das Schulwesen,
die Ortspolizei, die Verordnung über den
Schutz der einheimischen .Tier- und
Pflanzenwelt, die Zuständigkeit für die
Inanspruchnahme der Allmend, das Be-
stattungswesen, das Kanalisationswe-
sen. Ab der 24. Siøung nahmen je nach
anstehenden Themen Vertrgter des Ge-
meinderates Bettingen und der Bettinger
Grossrat an den Beratuirgen teil. Das
von der Kommission entworfene Auto-
nomieleitbild wurde dem Gemeinderat
vorgelegt und von diesem am 17; April
1975 als eine iArt St¿indortbestimmung

.dem,Vy'eitèren Gemeinderat unterbreitet.
oài gctro' oes wti-¡tq{en rdemeind€rates
auf dieses Dokurnent wai ein durchwegs
poSitives. Mit einer in der gleichen Sit-
zung beschlossenen ian den Regierungs-
rat gerichteten Resolutio¡, W\¡rde dgn
Bestrebungen des Gemeindèrates Nach-
druck yerliehen. :-:

,,,t iiein"t ir¡s¿;:$[?.*,e,&tai igzs ¡is
Mai T98 ! ) befasste sich die Autonomie-
komrirission mit den Auswirkr¡nlen der
kantonalen Verwaltungsrefoirnl Än-

neuen
Im November I
derat

Iñ,çine¡ vierten (tuti'1982 bis
April 1985) widmete sich die Kommis-
sion zunächst dem von einer regierungs-
rätlichen Arbeitsgruppe ausgearbeiteten
Gegenentwurf für ein neues Gemeinde-
gesetz. Dabei. wurde eine weitgehende
Ubereinstimmung zwischen den Vor-
stellungen des Regierungsrates und der
Gemeinden erzielt, so dass am 17. Okto-
ber 1984 der Grosse Rat das neue Ge-
meindegesetz verabschieden konnte:"
Für die Gemeinden galt es nun, ihre ei-
genen Gesetzgebungen den neuen Gege=
benheiæn anzupassen, was zur Folge
hatte, dass die Autonomiekommission
von Novemtrer'1984 bis April 1985 in-
tensiv damit beschäf.tigt.war, eine Ge-
meindeordnung und eine komrmrnale
Wahl- und .Abstimmungsordnung: zu
entwerfen.. Inzwischen,hatte die Diskus-
sion über die Abgrenzung der Steuerho-
heit zwischen Kanton und Gemeinden
den Autonomieüberlegungen eine neue
Richtung gegeben; Uberlegungen fì-
nanzpolitischer Art wurden mehr und
meh¡ zum zentralen Thema.

In einer fiinften Påase. (September
1987 bis März 1988) befasste sich die
Kommission aufgrund eines parlamen-
tarisclen Vorstosses auftragsgêmãss mit
der Ubertragung des Zivilstandswesens
an die Gemeinden. Im Rahmen einer
Søndortbestimmung beschäftigte sie
sich mit weiteren Autonomiefragen, die
sich stichwortartig unter die Begriffe
Schiesswesen, militärisches Meldewe-
sen (Sektionschef), Vermessungswesen,
Ortsbildpflege, Hauspflege, Primar-
schulen einordnen lassen. Da durch die
Lancierung reiner kantonalen Volks-
initiative damit gerechnet werden muss:
te, dass die Abgrenzung der Steuerho-
heit zwischen Kanton und Landgemein-
den verändert werden und diese ihrer
Steuerautonomie verlubtig gehen könn-
ten, bestand von seiten der Gemeinden
kein Anlass mehr, auf die Ûbertragung
weiterer Aufgaben zu drängen. Mit der
71. Siøung vom 3. März 1988 gelangten
die Arbeiæn der Kommission deshalb zu
einem vorläufi gen Abschluss.

Am 8. Sepæmber 1993 hat die Kom-
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mission itve 72. und damit le¿te Sit-
zung abgehalten. Die Kommission dis-
kutierte den Schlussbericht und hiess
diesen nach Vomahme verschiedener
Ergänzungen einstimmig gut.

Erfüllte Autonomieforderungen
Eine Liste mit 29 Aufgabenübertra-

gungen (darunter das Trauzimmer, die
Musikschule, der Gottesacker, das Für-
sorgewesen und das Gemeindespital)
macht deutlich, dass viele zu Beginn
der Kommissionsberatungen angestreb-
te Autonomieziele eneichl worden sind.
Die Autonomiekommission schreibt in
ihrem Schlussbericht, dass sie nie erwar-
æt habe, dass wegen des aufgestell-
teri Autonomieforderungskataloges das
ganze kantonale Gesetzeswerk einer Art
Generalrevision unterzogen würde. Sie
habq deshalb dem Gemeinderat empfoh-
Ien, einen pragmatischen Weg einzu-
schlagen und jeweils bei den ohnehin
anstehenden Gesetzesrevisionen seine
Begehren einzubringen. Im Rückblick
dürfe festgesællt werden, dass sich die-
ses Vorgehen bewährt habe.

Die Aufgabenübertragungen vom
Kanton zur Gemeinde haben Riehen bis-
her über 15 Millionen Franken gekostet.
Im nächsten Jahr kommt im Zusammen-
hang mit der zurückgezogenen Steuer-
schlüssel-Initiative ein jåihrlicher Finan-
zausgleich dazu: für 1994 rechnet man
in Riehen mit einem Betrag von 4 Mil-
lionen Franken. Gemeindepräsident
Gerhard Kaufmann meinte an der Me-
dienorientierung am Dienstag, dass sich
der Grundsatz, wonach der innerkanto-
nale Lastenausgleich über den Weg von
Aufgabenübefl¡agungen (und nicht von

.Steuerschlüsseländerungen), erfolgen
soll, als richtig-erwiesen habe. Dies sei
staatspolitisch vernünftig. Die Autono-
miekommission zieht in ih¡em Rericht
den Schluss, dass die Gemeinde nicht
weil sie Autonomieforderungen gestellt
habe, den Kanton finanziell entlasten
müsse, sondem weil dank des unver-
meidlichen Lastenausgleichs zwischen
dem Kanton und den Gemeinden diese
einen Grossteil ihrer Autonomieziele
verwirklichen konnten.

Eingeleitete
Autonomieforderungen
Im Schlussbericht der Kommission

sind einige Sachgebiete aufgelistet, bei
welchen die Aufgabeniibertragungen
zwar eingeleitet, aber noch nicht vollzo-
gen sind:

Schulzahnpflpge-
Gemäss eiñer zwischen der Regie-

rung und dem Gemei¡derat þetroffe-nen
Ubereinkunft wird die Gemeinde Rie-
hen ab I . Januar I 994 für die Schulzahn:
pflege zuständig sein. Zurzeit wird vom
Gemeinderat die Art der Betriebs.
führung (kommunale, halbprivate, pri-
vate Führung) geprüft.

Zo ne nfe s t s e tzun g s ko mp e I e n z
' Im Rahmen der Totalrevision des
Hochbauængesetzes (neu: Bau- und Pla-
nungsgesetz) soll die Zonenfestset-
zungskompetenz den Gemeinden tiber-
tragen werden. Der entsprechende Ge-
setzesentwurf einer verwaltungsinternen
Arbeisgruppe liegt vor. Die Behandlung
des neuen Bau: und Planungsgesetzes
im Grossen Rat wird voraussichtlich im
Laufe des Jahres I 995 erfolgen.

Kindergörten
Uber die Modalitiiten der Ubertra-

gung besteht Einigkeit zwischen der Re-
gierung und dem Gemeinderat. Die ge-
setzgeberischen Vorarbeiten sowohl auf
kantonaler, als auch auf kommunaler

Ebene sind geleistet. Der Zeitplan der
Ubemahme der Kindergärten ist wegen

des Widerstandes der Kindergärtnerin-
nen ungewiss. Dies hat u.a. dazu ge-
füh¡t, dass eine am 24.Mà¡z 1985 dem
Grossen Rat vorgelegte Ãnderung des
Schulgesefzes an die Regierung zurück-
gewiesen wurde.

Schiesswesen
Gemäss Artikel 32 des Militlirorgani-

sationsgesetzes haben die Gemeinden
die dem ausserdienstlichèn Schiessen
dienenden Schiessanlagen unentgeltlich
zur Verfügung zu'stellen. Dass die Ge-
meinde Riehen dieser Aufgabe bisher
enthoben war, hängt damit zusammen,
dass der Schiessplatz am Ch¡ischona-
weg im Jahre 1898 in den Rang einer
kantonalen Schiessanlage erhoben wur-
de. Mit dem angekündigten Rückzug
des Kantons wird die Gemeinde den
Schiessplaz am Ch¡ischonaweg in stark
redimensionierter Form übernehmen
oder aber sich in eine regionale Schiess-
anlagé einkaufen müssen.

Abgetehnte oder blockierte
Autonomieforderungen

Vormundschaftswesen
Die Führung von Vormundschaften

ist an und für sich eine klassische Ge-
'meindeaufgabe- Im <<Blauen Autono-
miebericht> des Gemeinderates vom
November 1977 figuriert die Übemah-
me des Vormundschaftswesens in der
zweiten Priorität.

Zivilstandswesen
Aufgrund eines im Einwohnerrat ein-

gebrachten Anzuges hat sich die Auto-
nomiekommission auf Ersuchen des Ge-
meinderates eingehend mit der Frage der
Ubertragung des Zivilstandswesensn in-
begriffen die Führung des Zivilstandsre-
gisters, auseinandergesetzt. Die Mei-
nung der Kommission blieb in dieser
Frage geteilt. Ein entsprechender Vor-
stoss des Gemeinderates beim Vorsteher
des Justizdepartementes blieb ohne Er-
folg.

Forstgesetz
Die Kommission liess sich über die

Zusicherung des Kantonsforstamtes ori-
entieren, bei der bevorstehenden Revisi-
on des kantonalen Forstgesetzes die
Sællung der Gemeinden zu verbessem.
Insbesondere soll den Gemeinderäten
beim Waldfeststellungsverfahren ein
Mitwirkungsrecht zugebilligt werden.

Ortspolizei
Die Kommission hat sich in mehreren

Siøungen mit dem Themenkreis <<Orts-

polizei> befasst und sich für die Schaf-
fung der dafiir notwendigen gesetzli-
chen Grundlagen ausgesprochen. Eine
Weiterverfolgung dieser Angelegenheit
ist aber bis heute unærblieben.

Verordnung über den Schutz
seltener Pflanzen unl Tiere
Es ist offensichtlich, dass von dieser

Verordnung vomehmlich das Gebiet der
Landgemeinden und nicht der Stadtbann
betroffen ist. Die Handhabung dieser
Ordnung gehört in die Zuständigkeit der
Gemeinden. Diese verfügen auch über
das erforderliche fachkundige Personal
(Flurbannwart, Förster, Rebmeister,
Jagdaufseher).

Anträge an das Parlament

Im Sinne der Autonomiekommission
beantragt der Gemeinderat dem Ein-
wohnerrat:
- vom Schlussbericht der Kommission

Kenntnis zu nehmen,

- die Arbeiten der Kommission als ab-
geschlossen zu erklären,

- die Erhaltung und den Ausbau der
Gemeindeautonomie als Daueraufga-
be wahrzunehmen,

- durch einen Staatsrechtler abklären

zu lassen, mit welchen verfass
mässigen Mitteln den Gemeind,
für die Bewältigung ihrer Auf
notwendigen fi nanziellen Mittel
fristig gesichert werden können

- den Anzug von Michael Raitl
Cons. betreffend Autonomielt
abzuschreiben.

Der Einwohnerrat wird sich am
woch,27. Oktober, mit dem Schlr
richt der Autonomiekommissior
den Antr?igen des Gemeinderates
sen.


